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Die Zahl der Rechtsberater

ist groß. Unsere Marktüber-

sicht hilft Ihnen, den Rich-

tigen zu finden: 195 Kanzleien

mit Spezialisierung im Immo-

bilienrecht stellen sich mit

detaillierten Profilen vor.

Unsere Titelgeschichte zeigt,

welche Normen und gesetz-

lichen Anpassungen Sie trotz

Krise und Krieg nicht aus

den Augen verlieren dürfen.

Gemeint sind z.B. das

Lieferkettengesetz und das

Gesetz zur Modernisierung

des Personengesellschafts-

rechts (MoPeG). Dem Dauer-

thema Datenschutz haben

wir einen eigenen Beitrag ge-

widmet. Das Fazit: Ignorieren

hilft nicht. Mit wem Sie es bei

den anwaltlichen Immobilien-

teams zu tun haben und was

diese können oder auch nicht

können, das verraten wir

Ihnen in einem Artikel über

das Kanzleipersonal. Ein

Interview mit einem Urge-

stein des Immobilienrechts

vervollständigt diesen Weg-

weiser für Immobilienprofis.
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Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder
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Baurecht. Nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik muss auf
einem Tiefgaragenboden ein
Oberflächenschutzsystem aufgebracht
werden. Das gilt auch, wenn keine
DIN-Norm direkt einschlägig ist.

OLG Frankfurt, Urteil vom 20. November 2019,
Az. 29 U 134/16

Die anerkannten Regeln der
Technik sind der Maßstab
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Unterneh-
mer mit dem Bau einer Wohnanlage ein-
schließlich Tiefgarage. Die Stahlbetonbo-
denplatte der Tiefgarage wird mit einem
Verbundsteinpflaster belegt; ein Oberflä-
chenschutzsystem zum Schutz des Beton-
bodens bzw. der Bewehrung ist nicht vor-

handen. Nach Abnahme im Jahr 2004
bemängelt der Bauherr, dass ein Oberflä-
chenschutzsystem fehlt. Er verlangt eine
Mangelbeseitigung, also die Herstellung
des Oberflächenschutzes. Nach Fristset-
zung fordert er einen Kostenvorschuss
von 100.000 Euro vom Unternehmer.
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DIE FOLGEN

Mit Erfolg! Die Ausführung des Tiefgara-
genbodens ist mangelhaft, weil die aner-
kannten Regeln der Technik nicht einge-
halten sind. Diese muss der Unternehmer
auch ohne ausdrückliche Vereinbarung
auch bei einem BGB-Bauvertrag einhal-
ten. Dazu gehören solche Regeln, die in
der technischen Wissenschaft als theore-
tisch richtig erkannt werden und sich in
der Praxis beim Kreis der maßgeblichen
Techniker durchweg und aufgrund fort-
dauernder Erfahrung als technisch ge-
eignet erwiesen haben. Darunter fallen
alle überbetrieblichen technischen Nor-
men, beispielsweise DIN-Normen. In der

DIN 1045 Fassung 1988 ist kein Ober-
flächenschutz vorgesehen, aber die
DIN 1045 2001 sieht ein solches System
vor. Das OLG wendet die neue DIN an,
sodass ein Oberflächenschutz herzustel-
lenwar. Zwar galt die alteDINwegeneiner
Überleitungsfrist noch bis Ende 2004 und
damit zumZeitpunkt der Abnahme. Sie ist
aber nicht identisch mit den anerkannten
Regeln der Technik. Diese sahen zur Zeit
der Abnahme bereits einen Oberflächen-
schutz vor, wie er in der neuen DIN
beschrieben ist. Der Bauherr kann des-
halb die Kosten für dieMangelbeseitigung
verlangen.
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WAS IST ZU TUN?

DieDIN enthalten die Vermutung für sich,
dass es sich um die anerkannten Regeln
der Technik handelt. Zwingend ist das
aber nicht. Gerade in einer Überleitungs-
phase ist Vorsicht geboten. Hier kann
bereits eine Regel, die noch nicht als DIN
in Kraft ist, als anerkannt geschuldet sein.
Dabei muss unterschieden werden zwi-
schen dem Stand der Technik – dieser ist
in derWissenschaft als richtig anerkannt –
oder den anerkannten Regeln der Technik
– diese haben sich bereits in der Praxis

durchgesetzt. Manche DIN ist, obwohl
noch in Kraft, veraltet. Geschuldet werden
immer die anerkannten Regeln der Tech-
nik, unabhängig davon, was in der DIN
steht. Wird weniger vereinbart, muss der
Unternehmer den Bauherrn darauf klar
und deutlich unter Aufklärung der dro-
henden Nachteile und Risiken hinweisen.
Andernfalls liegt ein Mangel vor, den der
Unternehmer auf seine Kosten beseitigen
muss. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Wenn in einem
Grundstückskaufvertrag geregelt wird, wer
die Kosten für den Abbruch von baulichen
Anlagen trägt, ist dies weder auf Gebäude
noch auf die Kosten der eigentlichen
handwerklichen Tätigkeit beschränkt.

OLG Hamm, Urteil vom 10. März 2022,
Az. 22 U 125/15

Abbruchkosten umfassen nicht
nur den Abriss von Gebäuden
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DER FALL

Die Parteien schlossen am 19. Dezember
2001 einen notariellen Kaufvertrag für ein
Grundstück. Auf dem Objekt befanden
sich bauliche Anlagen, die für den Käufer
nicht nutzbar sein würden. Daher sollte
die Verkäuferin die Kosten für den
Abbruch dieser Anlagen tragen, nämlich
durch Berücksichtigung eines Sockelbe-
trags von 1,9 Mio. Euro beim Kaufpreis.
Für den Fall der tatsächlichen Unter- oder

Überschreitungdes Sockelbetrags sollte es
die Möglichkeit von wechselseitigen Aus-
gleichsansprüchen geben. Der Käufer
macht gegen den Verkäufer nun unter
anderem einen Rückzahlungsanspruch
für Abbruchkosten geltend, die den
Sockelbetrag übersteigen. Streitig war ins-
besondere, welche Kosten zu berücksich-
tigen sind. Das LG wies die Klage ab. Der
Käufer legte Berufung ein.
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DIE FOLGEN

Die Berufung hatte hinsichtlich eines
Betrags von rund 900.000 Euro wegen
einer nicht erforderlichen Nachzahlung
des Käufers Erfolg. In Bezug auf die
Abbruchkosten wurde ihm ein weiterge-
hender Erstattungsanspruch allerdings
nicht zugebilligt, da nur Kosten in Höhe
von 1,7 Mio. Euro entstanden sind. Die
Summe lag somit unterhalb des Sockel-
betrags. Der Begriff „bauliche Anlagen“ ist
grundsätzlich nicht auf Gebäude be-
schränkt, hält das Gericht fest. Das ergibt
sich aus der Auslegung des Vertrags.
Asphaltierte Straßen und Wege fallen
nicht darunter. Hieraus ergibt sich im
Umkehrschluss ein weites Verständnis
des Begriffs „bauliche Anlagen“: Kosten
für den Abbruch von Gleisanlagen und

Einfriedungen sind erfasst. Auch der
Begriff der „Abbruchkosten“ ist weit zu
verstehen, da sie lautVertragüberwiegend
von der Verkäuferin getragen werden soll-
ten und sich in der Praxis nicht auf die rein
handwerkliche Abbruchtätigkeit
beschränken. Bei Großprojekten ist ein
Abbruch üblicherweise mit Begleitkosten
für Planung, Begleitung und Überwa-
chung verbunden. Die Interessenlage und
der Vertragszweck sprechen dafür, dass
notwendige Begleitkosten ebenfalls zu
den Abbruchkosten zählen. Dieses Ver-
ständnis kommt auch darin zum Aus-
druck, dass die Verkäuferin eine vorläu-
fige Abrechnung für Abbruchkosten aner-
kannt hat, in der der Käufer erhebliche
Begleitkosten geltend gemacht hatte.
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WAS IST ZU TUN?

Der vorliegende Fall zeigt einmal mehr,
dass auch Begriffe, die man für unmiss-
verständlich hält, gegebenenfalls unter-
schiedlich ausgelegt werden können. Zur
Vermeidung späterer Streitigkeiten bietet
es sich an, auf bekannte Definitionen

zurückzugreifen oder im Vertrag selbst
Konkretisierungen vorzunehmen. Hier-
mit kann nachträglichen Auslegungs-
schwierigkeiten effektiv vorgebeugt
werden. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Simone Engel
von Bethge

Urheber: Janko Woltersmann

Maklerrecht. Der Anspruch auf Maklerlohn
kann wegen Treuwidrigkeit nur dann
ausgeschlossen sein, wenn das treuwidrige
Verhalten des Maklers in einem inhaltlichen
Zusammenhang mit den besonderen
Pflichten aus dem Maklervertrag steht.

OLG Frankfurt, Hinweisbeschluss vom 23. April 2022,
Az. 19 U 305/19

Die Courtage mit Drohungen
einzutreiben ist nicht treuwidrig
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DER FALL

Ein Makler vermittelte dem Auftraggeber
eine Immobilie in Königstein. Für seine
Maklertätigkeit verlangte er die verein-
barte Maklerprovision in Höhe von
37.500 Euro. Infolge von Zahlungsschwie-
rigkeiten zahlte der Auftraggeber jedoch
auch nach Mahnung nicht. Der Makler
teilte dem Auftraggeber anderthalb Jahre
später perMailmit, dass er vonDrittendas
Angebot bekommen habe, seine Forde-

rungen gegen ihn zu kaufen. Sofern er
nicht reagiere, werde derMakler eventuell
auf dieses Angebot eingehen. Der Makler-
kunde behauptet zudem, dass einmit ihm
bekannter Dachdecker eingeschaltet wor-
den sei, umdenDruck auf ihn zu erhöhen.
Er verweigerte die Zahlung und berief sich
darauf, dass derMakler seinenProvisions-
anspruch verwirkt habe.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg, der Maklerkunde muss die
Courtage zahlen! DasGericht befand, dass
der eingeklagte Provisionsanspruch nicht
wegen eines treuwidrigen Verhaltens des
Maklers ausgeschlossen ist. Der Aus-
schluss setzt voraus, dass das treuwidrige
Verhalten im Zusammenhang mit den
vertraglichen Pflichten des Maklers steht.
Weder die Mail noch das – streitige –

Gespräch des Maklerkunden mit dem
Dachdecker erfüllen diese Voraussetzun-
gen. Das beanstandete Verhalten des
Maklers würde sich – als wahr unterstellt –
in dem Versuch erschöpfen, eine berech-
tigte Forderung auf unredliche undmögli-
cherweise strafbare Weise beizutreiben.
Ein solches Verhalten hat aber keinen
Bezug zum Forderungsgrund.
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WAS IST ZU TUN?

Versucht ein Makler, eine Provisions-
forderung mit unlauteren Mitteln beizu-
treiben, so rechtfertigt dies nach Ansicht
des Oberlandesgerichts Frankfurt keine
Verwirkung des Provisionsanspruchs.
§ 654 BGB ist weder direkt noch entspre-
chend anzuwenden. Die Entscheidung ist
im Ergebnis nicht zu beanstanden. Zu
berücksichtigen ist dabei, dass der Mak-
leranspruch an sich unstreitig war und der
Auftraggeber die Forderung jahrelang
nicht zahlte, um sich dann auf eine Ver-
wirkung wegen unredlicher Beitreibung
der Forderung zu berufen. Das Gericht
weist hier zu Recht darauf hin, dass kein

allgemeiner Grundsatz besteht, wonach
nur derjenige Rechte geltend machen
könne, der sich selbst rechtstreu verhält.
Vorsicht ist in solchen Fällen gleichwohl
geboten. Auch wenn der zivilrechtliche
Anspruch fortbesteht, geht derjenige, der
versucht, eine Forderung mit unlauteren
Mitteln beizutreiben, das Risiko einer
möglichen Strafbarkeit ein. Denn ins-
besondere entsprechende Drohungen
können unter Umständen Straftatbe-
stände wie Nötigung oder Erpressung
erfüllen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Jan Lindner-Figura

von Görg
Quelle: Görg

Mietrecht. Aus der Bezeichnung eines
Einkaufszentrums, die im Mietvertrag
verwendet wird, können weder die
Zusicherung einer bestimmten Nutzung
noch eine Beschaffenheitsvereinbarung
abgeleitet werden.

OLG Düsseldorf, Urteil vom 21. September 2021,
Az. 24 U 155/20

Veränderung in der Mieterstruktur
einer Mall ist kein Mangel
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DER FALL

Die Vertragsparteien hatten ein Miet-
verhältnis über ein Ladenlokal in einem
noch zu errichtenden Einkaufszentrum
geschlossen. Der Bereich, in dem sich seit
2001 das Geschäft befand, ist im Mietver-
trag als „Young Fashion Mall“ bezeichnet
worden. Die Läden dort sollten eine jün-
gere Zielgruppe ansprechen. In den Jah-
ren 2008/2009 und 2013 eröffneten gegen-
über dem Ladenlokal des Mieters Gastro-

nomiebetriebe und eine „Food Lounge“.
Der Mieter meint, dass das Umfeld des
Einkaufszentrumsmit Geschäften für jün-
geres Publikum für ihn von wesentlicher
Bedeutung gewesen sei, da er vorwiegend
Schmuck für junge Leute verkaufe. Nach-
dem er über einen längeren Zeitraum die
Miete gemindert und anschließend gar
nicht mehr bezahlt hatte, kündigte der
Vermieter den Mietvertrag.
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DIE FOLGEN

Der Mieter muss die Miete in voller Höhe
zahlen. Weder lag ein vom Vermieter zu
vertretender Mangel vor, noch hatten die
Vertragsparteien ein bestimmtes Konzept
als zugesicherte Eigenschaft vereinbart.
Aus der Bezeichnung „Young Fashion
Mall“ im Mietvertrag kann ohne weitere
Anhaltspunkte weder die Zusicherung
einer bestimmten Mieterstruktur noch
eine Beschaffenheitsvereinbarung abge-
leitet werden. Bei einer Zusicherung
müsste der Zusichernde über die allge-
meine Anpreisung und Beschreibung der
Mietsache hinaus bindend erklären, die
Gewähr für das Vorhandensein bestimm-

ter Eigenschaften zu übernehmen und für
die Folgen ihres Fehlens eintreten zu wol-
len. Eigenschaften einer Mietsache sind
auch ihre tatsächlichen und rechtlichen
Beziehungen zur Umwelt, die für ihre
Brauchbarkeit und Wert von Bedeutung
sind. Diese Beziehungen müssen aber
ihren Grund in der Beschaffenheit der
Mietsache selbst haben, von ihr ausgehen
und ihr für eine gewisse Dauer anhaften.
Bei einer Mieterstruktur ist das nicht der
Fall. Erst recht kann nicht davon ausge-
gangenwerden, dass der Vermieter garan-
tieren wollte, ein einmal vorgesehenes
Konzept dauerhaft zu gewährleisten.
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WAS IST ZU TUN?

Sofern ein Mieter bei Abschluss eines
Mietvertrags über Ladenflächen in einem
Einkaufszentrum sicher seinmöchte, dass
sich dieMieterstruktur und/oder das Nut-
zungskonzept des Einkaufszentrums bzw.
von Teilen desselben während der Miet-
zeit nicht grundlegend ändert, so sollte er
sich vor Abschluss desMietvertrags hierzu
mit dem Vermieter abstimmen und eine

entsprechende ausdrückliche Regelung in
den Mietvertrag aufnehmen. Nur wenn
der Vermieter insoweit eine ausdrückliche
Einstandspflicht übernimmt, kann der
Mieter im Falle von Änderungen der Mie-
terstruktur bzw. des Nutzungskonzepts
gegebenenfalls (Minderungs-)Ansprüche
geltend machen. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


